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Kurzskript zum Revisionsrecht (AG)
A. Grundsätzliches
Die Revision gehört neben der Beschwerde (§§ 304 ff. StPO) und der Berufung (§§ 312 ff. StPO) zu den Rechtsmitteln im Strafverfahrensrecht. Ihre Besonderheit liegt darin, dass sie dem Rechtsmittelgericht nicht die Möglichkeit einer erneuten Überprüfung und Feststellung des verfahrensgegenständlichen Sachverhalts ermöglicht, sondern sich in der rechtlichen Überprüfung von Urteilen erschöpft.

Die zentrale Norm des Revisionsrechts ist § 337 StPO. In dieser Vorschrift wird das Wesen der Revision umschrieben. Gemäß § 337 Abs. 1 StPO kann die Revision nur darauf gestützt werden, dass das Urteil auf einer Verletzung des Gesetzes beruht. Das Gesetz ist verletzt, wenn eine Rechtsnorm nicht oder nicht richtig angewendet worden ist, § 337 Abs. 2 StPO. Aus Abs. 1 ergibt sich, dass das Vorliegen eines Rechtsfehlers der Revision allein noch nicht zum Erfolg verhilft. Erst das Beruhen des Urteils auf dem Fehler führt diesen Erfolg dabei. Beruhen bedeutet Ursächlichkeit. Der Rechtsfehler muss sich auf die Entscheidung ausgewirkt haben. Dies ist bereits dann der Fall, wenn nicht auszuschließen ist, dass das Urteil bei richtiger Anwendung des Gesetzes anders ausgefallen wäre. Streng genommen reicht damit die Möglichkeit einer Auswirkung des Fehlers auf das Urteil aus (BGHSt 1. 346, 350; st. Rspr.). Die Ursächlichkeit entfällt im Gegenschluss damit erst, wenn eine solche Möglichkeit (aus Sicht des Revisionsgerichts) ausgeschlossen ist (BGHSt 14, 265, 268; st. Rspr.). Gesetz im Sinne des § 337 StPO ist wie in § 7 EGStPO zu verstehen. Danach ist Gesetz im Sinne des Strafverfahrensrechts jede Rechtsnorm. Fehlerhaft kann daher sowohl die Anwendung des sachlichen (materiellen) Rechts als auch die Anwendung des Verfahrensrechts (Prozessrechts) sein.

Zuständig für die Entscheidung von Revisionen sind:

- Der BGH, wenn erstinstanzliche Urteile des Landgerichts oder des Oberlandesgerichts angegriffen werden;

- Das OLG, wenn Gegenstand der Revision Urteile der kleinen Strafkammern des Landgerichts (Berufungskammern) oder der Amtsgerichte (Strafrichter, Schöffengerichte) sind. Urteile der Amtsgerichte können unmittelbar mit der Sprungrevision (Aussparung der Berufungsinstanz) angegriffen werden, § 335. Str. ist dies für den Fall, dass gegen das Urteil des Amtsgerichts nur eine Annahmeberufung durchgeführt werden könnte (zum Streitstand und den unterschiedlichen Lösungsmöglichkeiten vgl. Meyer-Goßner § 336 Rn. 21 f.).

Das Revisionsgericht entscheidet über den Erfolg des Rechtsmittels. Hat dieses keinen Erfolg, wird die Revision verworfen. Ist ein Rechtsfehler zu Recht gerügt worden, „verfällt“ das Urteil (im Regelfall/Ausnahme: eigene Sachentscheidung des Revisionsgerichts) der Aufhebung. Dabei ist zu beachten, dass die Revision auch nur teilweise erfolgreich bzw. erfolglos sein kann. Dies liegt daran, dass sich das Urteil strukturell in voneinander abtrennbare Teile untergliedern lässt. So unterscheidet man etwa den Schuldspruch und den Rechtsfolgenausspruch. Zum Schuldspruch gehört die Aussage über das vom Angeklagten verwirklichte Unrecht („der Angeklagte ist des Diebstahls schuldig“). Der Rechtsfolgenausspruch kennzeichnet die daraus zu ziehenden rechtlichen Folgen („der Angeklagte wird zu einer Freiheitsstrafe in Höhe von einem Jahr verurteilt“). Sowohl Schuld- als auch Rechtsfolgenausspruch fußen auf den Tatsachen, die das Gericht in mündlicher Hauptverhandlung durch seine Beweisaufnahme festgestellt hat, den sog. Feststellungen. Diese sind für das Revisionsgericht bindend, da es selber keine Tatsacheninstanz ist und deshalb keine Beweise erheben darf. Schuld- und Rechtsfolgenausspruch können mit der Revision isoliert voneinander angefochten werden. Folge einer solchen isolierten Anfechtung ist der Eintritt der Rechtskraft für den nicht angefochtenen Teil. Wichtig: Isolierte Anfechtung ist auch bei einer Mehrheit prozessualer Taten (§ 264 StPO) in der Form möglich, dass nur einzelne von ihnen angegriffen werden. 
Das Strafverfahrensrecht sieht als Regelfall einer Entscheidung des Revisionsgerichts das Urteil nach mündlicher Hauptverhandlung vor, § 353 StPO. In der Praxis ist diese Regel aber inzwischen zur Ausnahme geworden. Die Entscheidung durch Beschluss - § 349 StPO - herrscht vor. Dabei ist zu unterscheiden: 

1. Unzulässigkeit der Revision (Form- und Fristvorschriften nicht berücksichtigt) = § 349 Abs. 1 StPO. 

2. (Offensichtliche) Unbegründetheit der Revision (Rechtsfehler liegt nicht vor) = § 349 Abs. 2 StPO. 

3. Offensichtliche Begründetheit einer zu Gunsten des Angekl. eingelegten Revision = § 349 Abs. 4 StPO. 

4. Teilweise begründete Revision = § 349 Abs. 2 und 4 StPO.

§ 354 Abs. 1-1b StPO eröffnet dem Revisionsgericht in Ausnahmefällen die Möglichkeit zu eigener Sachentscheidung, wobei von besonderer die Regelung des Abs. 1 ist. Gemeinsam ist den in dieser Norm abschließend aufgezählten Varianten, dass sie Entscheidungsmöglichkeiten enthalten, die für den Angeklagten entweder nur günstig oder aber Folge einer Rechtsanwendung sind, die das Tatgericht bei einer Zurückverweisung der Sache nicht anders vornehmen könnte (Verhängung der absoluten Freiheitsstrafe beim Mord). Eine andere Form der Eigenentscheidung des Revisionsgerichts enthält § 354 Abs. 1a StPO, der durch Abs. 1b ergänzt wird. Nach dieser Vorschrift kann das Revisionsgericht von der Aufhebung eines fehlerhaften Rechtsfolgenausspruchs absehen, wenn es die Rechtsfolge in eigener Bewertung für angemessen hält. Hierin liegt eine originäre Strafzumessungskompetenz der Revisionsgerichte und damit eine tatsächliche Entscheidungsmöglichkeit, die den Revisionsgerichten bis zur Einführung des § 354 Abs. 1a StPO im Jahr 2004 nicht zustand. Diese Strafzumessungsmöglichkeit hält das BVerfG aber nur dann für verfassungsrechtlich unbedenklich, wenn sichergestellt ist, dass der Sachverhalt, der die Rechtsfolge auslösen soll, zum Zeitpunkt der Entscheidung des Revisionsgerichts noch aktuell ist und keine Faktoren eingetreten sind, die bei einer neuen Entscheidung des Tatsachengerichts nach erfolgter Urteilsaufhebung zu Gunsten des Angeklagten berücksichtigt werden müssten (z.B. Schadenswiedergutmachung, schwere Erkrankung des Angeklagten etc.). Das Revisionsgericht habe sich – so das BVerfG - deshalb durch Anhörung des Angeklagten über den Sachstand zu informieren. Geschehe dies nicht, verstoße eine Entscheidung über die Rechtsfolge des tatgerichtlichen Urteils gegen das in Art. 20 Abs. 3 GG verankerte Recht des Angeklagten auf ein faires Verfahren, BVerfGE 118, 212 ff.

Tenorierungsbeispiele (in der Klausur zumeist als Revisionsanträge des Revisionsführers zu fassen):

- Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Amtsgerichts Kiel vom 7. Mai 2011 mit den zu Grunde liegenden Feststellungen aufgehoben. Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an eine andere Abteilung des Amtsgerichts zurückverwiesen (§§ 353, 354 Abs. 2 bzw. 349 Abs. 4, 354 Abs. 2).

- Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Amtsgerichts Kiel vom 7. Mai 2011 wird als unzulässig/offensichtlich unbegründet verworfen (§§ 353 bzw. 349 Abs. 1 bzw. 349 Abs. 2).

- Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Amtsgerichts Kiel vom 7. Mai 2011 im Rechtsfolgenausspruch mit den zu Grunde liegenden Feststellungen aufgehoben. Insoweit (bzw. im Umfang der Aufhebung) wird die Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung an eine andere Abteilung des Amtsgerichts zurückverwiesen. Die weitergehende Revision wird verworfen (§§ 353, 354 Abs. 2 bzw. 349 Abs. 2 und Abs. 4, 354 Abs. 2).
- Auf die Revision der Staatsanwaltschaft wird das Urteil des Landgerichts Kiel - Schwurgerichtskammer – dahingehend geändert, dass der Angeklagte wegen Mordes zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe verurteilt wird (§ 354 Abs. 1 StPO):

B. Die Zulässigkeit des Rechtsmittels

Ein Aspekt der Zulässigkeit eines Rechtsmittels ist dessen Statthaftigkeit. Ein Rechtsmittel ist statthaft, wenn mit seiner Hilfe die vom Rechtsmittelführer erstrebte Anfechtung einer gerichtlichen Entscheidung erreicht werden kann. Statthaft ist die Revision nur bei der Anfechtung von Urteilen; unstatthaft demgegenüber bei der Anfechtung von Beschlüssen (dort: Beschwerde). Wichtige Vorschrift: § 400 StPO: Beschränktes Anfechtungsrecht des Nebenklägers.
Die Revision ist an bestimmte Frist- und Formerfordernisse gebunden. Form und Frist für die Einlegung des Rechtsmittels ergeben sich aus § 341 StPO. Die Revision ist binnen einer Woche nach Verkündung des angefochtenen Urteils schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle (Rechtspfleger beim Gericht, dessen Urteil angefochten wird) einzulegen. Lediglich dann, wenn das Urteil in Abwesenheit des Angeklagten ergangen ist, beginnt die Frist zur Einlegung der Revision abweichend erst mit Zustellung des Urteils zu laufen. 

Wichtigste Fallkonstellation: Der Angeklagte entfernt sich unter Verstoß gegen seine Anwesenheitspflicht (§ 231 Abs. 1 StPO) aus der Hauptverhandlung und das Gericht führt den Termin zu Ende. Die Frist zur Einlegung der Revision für den bei Urteilsverkündung nicht anwesenden Angeklagten beginnt erst mit Urteilszustellung.

Die Berechnung der Wochenfrist bestimmt sich nach § 43 StPO. Bei Fristversäumnis sind die Regeln über die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu beachten, §§ 44 ff. StPO. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung einer Frist bedeutet, dass der Säumige so behandelt wird, als wenn er die Frist gewahrt hätte. Voraussetzung ist dafür allerdings ein Unverschulden an der Fristversäumnis. Dieses hat der Säumige in seinem Antrag auf Wiedereinsetzung glaubhaft zu machen. Zudem ist Wiedereinsetzung nur binnen einer Woche nach Kenntniserlangung von der Fristversäumnis möglich, § 45 Abs. 1 Satz 1 StPO. Während dieser Zeit ist auch die versäumte Handlung (zum Beispiel die Einlegung der Revision) nachzuholen. Beachte: Anders als in anderen Verfahrensordnungen wird dem Angeklagten ein Verschulden seines Verteidigers oder Rechtsbeistands bei der Fristversäumnis im Strafverfahrensrecht nicht zugerechnet. Insoweit ist Wiedereinsetzung auch dann zu gewähren, wenn der Verteidiger eine Rechtsmittelfrist vorsätzlich verstreichen lässt, sofern der Angeklagte hiervon keine Kenntnis hatte. Gegen die Versäumung der Frist zur Stellung eines Wiedereinsetzungsantrags ist ebenfalls Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach Maßgabe der §§ 44 ff. StPO möglich. Liegt die unverschuldete Fristversäumnis offen zu Tage und ist die versäumte Handlung bereits nachgeholt, kann Wiedereinsetzung auch von Amts wegen gewährt werden, § 45 Abs. 2 Satz 3 StPO. Die Wiedereinsetzungsvorschriften finden entsprechend Anwendung, wenn bindende Formvorschriften (z.B. § 344 Abs. 2 Satz 2 StPO) unverschuldet nicht eingehalten wurden (BGHSt 26, 335 ff.). Sie greifen ebenfalls, wenn eine Frist nicht versäumt wurde, ein Verfahrensbeteiligter aber irrtümlich wie ein Säumiger behandelt wurde (BGH bei Miebach, in: NStZ 1988, 209, 210).

Eine Revision muss begründet werden. Nur die ordnungsgemäß begründete Revision ist zulässig. Zur Begründung der Revision gehören die Revisionsanträge, aus denen sich das Ziel des Rechtsmittels ergibt (Aufhebung des Urteils oder eines Urteilsteils) und die „eigentliche“ Revisionsbegründung, aus der sich ergeben muss, welche Rechtsfehler das Urteil enthalten soll. Die Darlegung der Rechtsfehler durch den Revisionsführer bezeichnet man auch als Rüge. Wird ein Verstoß gegen das Prozessrecht geltend gemacht, spricht man von der Verfahrensrüge (Darlegungserfordernis: § 344 Abs. 2 S. 2 StPO – Verfahrenstatsachen, die den Rechtsverstoß verdeutlichen, sind anzuführen: „Die Urkunde XY, auf deren Inhalt das Gericht sein Urteil stützt, wurde nicht verlesen und auch nicht durch Vorhalt oder durch Bericht des Vorsitzenden in die Hauptverhandlung eingeführt“.). Wird die Verletzung materiellen (sachlichen) Rechts gerügt, spricht man von der Sachrüge. Die Sachrüge ist bereits ordnungsgemäß angebracht, wenn die Revisionsbegründung die Formulierung „ich rüge die Verletzung materiellen Rechts“ enthält. Die Revisionsbegründung kann nur durch einen Verteidiger/Rechtsanwalt oder zu Protokoll der Geschäftsstelle erfolgen. Die Revisionsbegründungsfrist beträgt einen Monat, beginnend mit Ablauf der Frist zur Einlegung der Revision. Ist zu diesem Zeitpunkt, was die Regel ist, das Urteil noch nicht zugestellt, beginnt sie erst mit dieser Zustellung, § 345 StPO. Der Grund hierfür ist, dass der Angeklagte sich vor Betreiben des Rechtsmittels umfassend über den Gegenstand seines Anfechtungsbegehrens informieren können soll. Beachte: Ein Urteil darf erst dann zugestellt werden, wenn das Hauptverhandlungsprotokoll fertig gestellt worden ist, § 273 Abs. 4 StPO.

C. Begründetheit der Revision
Die Revision ist begründet, wenn entweder eine Verfahrensvoraussetzung fehlt oder das Urteil auf einem prozessualen oder materiell-rechtlichen Fehler beruht, § 337 StPO.

Dabei ergibt sich folgende Prüfungsreihenfolge:

- Verfahrensvoraussetzungen

- verfahrensrechtliche Fehler (absolute vor relativen Revisionsgründen)

- sachlich-rechtliche Fehler

I. Verfahrensvoraussetzungen (= Fehlen von Verfahrenshindernissen, 





§§ 206a Abs. 1, 260 Abs. 3 StPO)

Die Verfahrensvoraussetzungen sind - eine frist- und formgerechte Revision unterstellt - vom Rechtsmittelgericht von Amts wegen zu prüfen. Fehlt eine Verfahrensvoraussetzung und liegt damit ein Verfahrenshindernis vor, ergeben sich für das Revisionsgericht unterschiedliche Entscheidungsmöglichkeiten. Ist das Verfahrenshindernis behebbar, erfolgen Aufhebung des angefochtenen Urteils und Zurückverweisung der Sache zu neuer Verhandlung und Entscheidung an die Ausgangsinstanz. Lässt sich das Verfahrenshindernis nicht beheben, stellt das Revisionsgericht das Verfahren ein. Ob Verfahrensvoraussetzungen vorliegen, klärt das Rechtsmittelgericht unter Heranziehung sämtlicher Erkenntnisquellen im sog. Freibeweisverfahren.

Zu den Verfahrensvoraussetzungen zählen unter anderem u.a. der Strafantrag und das besondere öffentliche Interesse an der Strafverfolgung, die Verfolgungsverjährung, das Verschlechterungsverbot, der Strafklageverbrauch bzw. die anderweitige Rechtshängigkeit und die unzureichende Anklageschrift bzw. der unzureichende Eröffnungsbeschluss, §§ 202, 203 StPO. Auch die sachliche Zuständigkeit - §§ 24, 25, 74, 120 GVG - gehört zu den Verfahrensvoraussetzungen. Überschreitet das Gericht seine durch das Gesetz festgelegte Strafgewalt, ist die sachliche Zuständigkeit nicht mehr gewahrt. Zu beachten ist allerdings, dass der Strafrichter, der seine Strafkompetenz aus § 25 GVG nicht wahrt, sich aber im Rahmen der dem Amtsgericht zugebilligten Strafgewalt hält, keinen revisiblen Verstoß gegen die sachliche Zuständigkeit begeht. Grundsätzlich kann mit der Revision auch nicht gerügt werden, dass sich ein Gericht höherer Ordnung mit dem Sachverhalt befasst hat („je höher desto kompetenter“). Eine Ausnahme gilt, wenn der Fall aufgrund willkürlichen Handelns der Staatsanwaltschaft oder des Gerichts in die Kompetenz des an sich unzuständigen Spruchkörpers gelangt ist.

II. Verletzung formellen Rechts

Der Beweis eines Verfahrensverstoßes wird im Freibeweisverfahren geführt. Eine Ausnahme gilt für die wesentlichen Förmlichkeiten des Verfahrens, § 273 StPO. Wesentliche Förmlichkeiten des Verfahrens werden nur durch den Inhalt des Sitzungsprotokolls belegt, § 274 StPO.

1. Absolute Revisionsgründe, § 338 StPO
- § 338 Nr. 1 StPO: Diese Vorschrift betrifft Besetzungsfehler des Gerichts. Handelt ein unzuständiger Richter, liegt ein zur Aufhebung des Urteils führender Verfahrensverstoß vor. Der Richter ist unzuständig, wenn es etwa wegen fehlerhafter Anwendung von Vertretungsregelungen oder Verwechslungen nach dem Geschäftsverteilungsplan zu einer personellen Fehlbesetzung des Spruchkörpers kommt. Zu beachten ist, dass der Verfahrensverstoß nur gerügt werden kann, wenn ggf. die §§ 222 a und b StPO beachtet wurden. Ansonsten ist die Besetzungsrüge präkludiert.

Besetzungsfehler des Gerichts können sich auch aus Mängeln in der Person des Richters oder des Schöffen ergeben. Solche Mängel - Blindheit, Stummheit und Taubheit - stellen zwar eigentlich die Anwesenheit einer für das Strafverfahren unverzichtbaren Person infrage. Gleichwohl gilt nicht der Revisionsgrund des § 338 Nr. 5 StPO. Auch bei länger andauernder Unaufmerksamkeit des Richters ist das Gericht nicht ordnungsgemäß im Sinne des § 338 Nr. 1 StPO besetzt.

- § 338 Nr. 2 StPO: Hier geht es um die Mitwirkung von Richtern, die von einer Entscheidung von Gesetzes wegen ausgeschlossen sind. Zu beachten sind die Vorschriften der §§ 22 und 23 StPO.

- 338 Nr. 3 StPO: Diese Norm betrifft die Mitwirkung von Richtern am Verfahren, über deren zu Recht gerügte Befangenheit fehlerhaft entschieden wurde. Das Verfahren über die Richterablehnung ist in den §§ 24 ff. StPO geregelt. Dem Wesen nach handelt es sich bei der Verfahrensrüge gemäß § 338 Nr. 3 StPO um eine Beschwerde. Angegriffen wird nicht das Urteil im eigentlichen Sinne, sondern ein fehlerhafter Gerichtsbeschluss, der auf ein Befangenheitsgesuch hin ergangen ist. Da aus verfahrensökonomischen Gründen eine Anfechtung dieses Beschlusses während des laufenden Verfahrens untunlich ist, hat der Gesetzgeber diese Möglichkeit dem nachträglichen Rechtsmittelverfahren zugewiesenen. Das Revisionsgericht entscheidet daher nach Beschwerdegesichtspunkten. Es ist also an die Begründung des Zurückweisungsbeschlusses nicht gebunden. Vielmehr kann es die Ablehnung des Befangenheitsantrags mit einer neuen, eigenen Begründung versehen.

Beachte: Ein Befangenheitsgesuch ist mit Unrecht i.S. des § 338 Nr. 3 StPO auch dann verworfen, wenn es in „willkürlicher Weise“ als unzulässig statt als unbegründet verworfen wurde. Hierin liegt ein Verstoß gegen das Verfahrensgrundrecht auf den gesetzlichen Richter gem. Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG (vgl. BGHSt 50, 216; BVerfG NJW 2005 3410 ff.).

- § 338 Nr. 4 StPO: Ein durchgreifender Rechtsfehler ist die Unzuständigkeit des Gerichts. Allerdings betrifft dieser Revisionsgrund allein die örtliche Zuständigkeit und die funktionale gerichtliche Zuständigkeit. Die sachliche Zuständigkeit des Gerichts ist eine Verfahrensvoraussetzung, die bereits auf eine zulässig erhobene Revision hin von Amts wegen durch das Revisionsgericht geprüft wird. Die Prüfung von Amts wegen erfolgt bei der örtlichen und funktionalen Zuständigkeit nur bis zum Beginn der Hauptverhandlung, §§ 6a und 16 StPO. Anschließend erfolgt eine Prüfung allein auf den Einwand des Angeklagten. Insoweit stellen sachliche und funktionale Zuständigkeit des Gerichts keine Verfahrensvoraussetzungen mehr dar.

Beachte: Den Einwand der Unzuständigkeit des Gerichts kann der Angeklagte nur bis zum Beginn seiner Vernehmung zur Sache in der Hauptverhandlung erheben, §§ 6a S. 3,16 S. 3 StPO.

- 338 Nr. 5 StPO: Ein absoluter Revisionsgrund liegt vor, wenn die Hauptverhandlung in Abwesenheit der Staatsanwaltschaft oder einer Person, deren Anwesenheit das Gesetz vorschreibt, stattgefunden hat. Allerdings muss die Abwesenheit während eines wesentlichen Teiles in der Hauptverhandlung vorgelegen haben. Bei einem unwesentlichen Teil der Hauptverhandlung ist das Beruhen des Urteils auf dem Rechtsfehler denkgesetzlich ausgeschlossen und damit – ausnahmsweise - auch die Beruhensvermutung des § 338 StPO widerlegt.

Der Angeklagte besitzt eine Verpflichtung zum Erscheinen und zur Anwesenheit in der Hauptverhandlung, §§ 230, 231 StPO. Abwesend ist ein Angeklagter nicht nur dann, wenn er zum Hauptverhandlungstermin nicht erscheint. Neben der körperlichen Gegenwart des Angeklagten gehört auch dessen Verhandlungsfähigkeit zur Anwesenheit. Ausnahmen von der Anwesenheitspflicht sind in den §§ 231 Abs. 2, 231b Abs. 1 und 247 StPO geregelt. Im Mittelpunkt der Vorschrift des § 231 Abs. 2 StPO steht die Frage der „Eigenmächtigkeit“. Eine Verhandlung ohne den Angeklagten kann nur dann durchgeführt werden, wenn dieser seiner Anwesenheitspflicht ohne Rechtfertigungs- oder Entschuldigungsgründe wissentlich nicht genügt hat. Bei § 247 StPO handelt es sich um eine Ausnahmevorschrift im Interesse der Sachaufklärung sowie des Schutzes von Verfahrensbeteiligten. Beim Ausschluss auf Grundlage dieser Normen ist zu beachten, dass der Angeklagte, wenn er zur Verhandlung wieder zugelassen wird, vom wesentlichen Inhalt der Beweiserhebung zu unterrichten ist, § 247 S. 4 StPO.

Verpflichtet zur Anwesenheit in der Hauptverhandlung ist auch der notwendige Verteidiger nach § 140 StPO. Ein revisibler Verfahrensfehler kann vorliegen, wenn sich erst im Laufe der Hauptverhandlung herausstellt, dass eine Verteidigung notwendig ist und ein entsprechender notwendiger Verteidiger nicht bestellt wird oder im Fall einer notwendigen Verteidigung der Wahlverteidiger der Hauptverhandlung fernbleibt, sich entfernt oder sich weigert, die Verhandlung zu führen. Wann ein Verteidiger zu bestellen ist, mithin ein Fall der notwendigen Verteidigung vorliegt, ergibt sich aus § 140 StPO. 
- § 338 Nr. 6 StPO: Grundsätzlich sind strafgerichtliche Hauptverhandlungen öffentlich durchzuführen, § 169 S. 1 GVG. Öffentlichkeit bedeutet, dass jedermann sich ohne Rücksicht auf seine Gesinnung oder seine Zugehörigkeit zu einer bestimmten Bevölkerungsgruppe ohne besondere Schwierigkeiten Kenntnis von Ort und Zeit der Verhandlung verschaffen kann und im Rahmen der tatsächlichen Gegebenheiten den Zutritt erlangt. Die Öffentlichkeit ist u.a. dann in unzulässiger Weise beschränkt, wenn eine Verhandlung, bei der aufgrund erheblichen Medieninteresses von einem großen Publikumsandrang auszugehen ist, ohne sachlichen Grund in einen nur wenige Personen fassenden Sitzungssaal verlegt wird. Zu beachten ist, dass die Wahrung des Öffentlichkeitsgrundsatzes voraussetzt, dass ausreichend über den Ort der Verhandlung informiert wird. Verlegungen der Verhandlungen in andere Sitzungssäle sind deshalb ebenso anzuzeigen wie die „aushäusige“ Verhandlung (z.B. Augenscheinseinnahme des Tatorts). Als Regulativ des Revisionsgrundes ist das ungeschriebene Tatbestandsmerkmal des „Verschuldens“ des Gerichts zu berücksichtigen. Zwar kann ein solches Verschulden auch dann vorliegen, wenn das Gericht seiner Aufsichtspflicht gegenüber nachgeordneten Diensten (Justizwachtmeister etc.) nicht nachkommt und diese - etwa aus Unachtsamkeit - das Gerichtsgebäude verschließen, obwohl noch eine Verhandlung stattfindet. Grundsätzlich darf sich das Gericht jedoch auf das ordnungsgemäße Verhalten anderer Justizangehöriger verlassen.

- § 338 Nr. 7 StPO: Ein Urteil, das keine Entscheidungsgründe enthält oder das nicht innerhalb des sich aus § 275 Abs. 1 S. 2 und 4 ergebenden Zeitraums zu den Akten gebracht wird, fällt auf eine entsprechende Verfahrensrüge hin der Aufhebung anheim. Zum notwendigen Revisionsvorbringen gehört zwingend die Angabe, wann das Urteil verkündet und wann es zu den Akten gebracht worden ist.

- § 338 Nr. 8 StPO: Nach h.M. (vgl. nur BGHSt 30, 131, 135; 44, 82, 90) besitzt diese Vorschrift als absoluter Revisionsgrund keine eigenständige Bedeutung, sondern verweist allein auf den Umstand, dass Verfahrensvorschriften, die die StPO zur Wahrung von Verteidigungsinteressen des Angeklagten enthält, bei Verletzung die Revision begründen. Insoweit sei revisionsrechtlicher Prüfungsmaßstab auch allein § 337 StPO in Verbindung mit der konkreten Verfahrensnorm. Einen selbstständigen Anwendungsbereich gewinnt die Vorschrift allenfalls dann, wenn die Verletzung einer speziellen Verfahrensnorm nicht vorliegt, das Gericht aber gegen aus dem Rechtsstaatsprinzip abzuleitende (ungeschriebene) Fürsorgepflichten verstoßen hat.
2. Relative Revisionsgründe 
Verstöße gegen das Prozessrecht, die den Bestand des Urteils gefährden und nicht in § 338 StPO geregelt sind, bezeichnet man als sog. relative Revisionsgründe. Die Prüfung solcher Verfahrensverstöße erfolgt stets auf Grundlage des § 337 StPO. Es ist also nicht nur der Rechtsverstoß festzustellen. Dieser muss auch für das Urteil ursächlich geworden sein. Zudem begründet nicht jede Verletzung einer Prozessvorschrift die Revision. So ist etwa darauf zu achten, dass das Verfahrensrecht bloße Ordnungsvorschriften - wie etwa § 257 StPO - enthält, deren Verletzung sich nicht auf das Urteil auswirkt. Zudem gibt es Vorschriften - wie etwa § 55 StPO - auf die sich ein Revisionsführer nicht berufen kann, weil sie nicht seinem Schutz dienen (Auskunftsverweigerungsrecht nach § 55 StPO schützt den Zeugen, nicht aber den Angeklagten; Rechtskreistheorie). Wichtig: Auch die Verletzung in der Strafprozessordnung nicht ausdrücklich fixierter Verfahrensgrundsätze kann der Revision zum Erfolg verhelfen. Beispiel: Nichtbeachtung von Beweisverwertungsverboten, die aus einer Verletzung des Angeklagtenrechts auf ein faires Verfahren (Art. 20 Abs. 3 GG; 6 EMRK) resultieren. Zudem ist es für die Geltendmachung bestimmter Verfahrensverstöße erforderlich, dass sie der Revisionsführer bereits in der mündlichen Verhandlung vor dem Tatsachengericht gerügt hat. So ist es in der Regel erforderlich, gegen Verfahrensverstöße, die der Vorsitzende anlässlich der Wahrnehmung seiner Sachleitungsbefugnis aus § 238 Abs. 1 StPO begangen hat, gemäß § 238 Abs. 2 StPO das Gericht anzurufen, wenn der Verfahrensfehler später mit der Revision gerügt werden soll. Bei den Beweisverwertungsverboten ist die „Widerspruchslösung“ des BGH zu beachten. Einer für rechtswidrig gehaltenen Beweisverwertung ist in der Hauptverhandlung zu widersprechen, wobei dieser Widerspruch nur bis zu dem von § 257 StPO vorgegebenen Zeitpunkt möglich ist.

III. Sachlich-rechtliche Fehler

Ein sachlich-rechtliche Fehler liegt vor, wenn das materielle Strafrecht verletzt ist. Dies ist der Fall, wenn die Tatsacheninstanz den Sachverhalt unzutreffend unter ein Strafgesetz subsumiert hat. Fehler können aber auch bei der Wahl der Rechtsfolge auftreten (fehlerhafte Strafzumessung: Verstoß gegen das Doppelverwertungsverbot, Nichtbeachtung von § 47 StGB, Unterbleiben eines Härteausgleichs, wenn eine nachträgliche Gesamtstrafenbildung nicht mehr möglich ist usw.). Ausnahmsweise ist auch die Beweiswürdigung des erkennenden Gerichts angreifbar. Dies ist der Fall, wenn diese offensichtliche Lücken oder Widersprüche enthält oder gegen Gesetze der Wissenschaft oder der Logik verstößt.

